
wir auch hin und wieder mit Problemen zu tun, obwohl 
die Industrie sehr gut läuft, Stichwort „Lieferkettenpro-
bleme“.

Deshalb bin ich dankbar, dass der Deutsche Bundestag 
heute diese Brücke weiter verlängert. Ich bin übrigens 
auch der Opposition, der vernünftigen Opposition, dank-
bar, dass sie der Fristverkürzung zugestimmt hat und 
offensichtlich heute auch mitmachen will. Es ist wichtig, 
dass wir diesen Weg gehen.

Im Einzelnen: Wir verlängern die Bezugsdauer von 24 
auf 28 Monate. Denn 24 Monate sind seit Beginn der 
Krise vergangen. Das würde für viele Beschäftigte jetzt 
zu einer Abbruchkante führen. Wir haben die Hoffnung, 
dass wir im Sommer in einer besseren Situation sind. Wir 
verlängern die sogenannte Treppe für diejenigen, die 
ganz lange in Kurzarbeit sind. Aufgrund der Tatsache, 
dass in vielen Bereichen keine Aufschläge gezahlt wer-
den, sind 60 oder 67 Prozent für Familien mit geringem 
Einkommen oft eine ziemlich harte Nummer. Deshalb ist 
es richtig, dass wir dafür sorgen, dass es für diejenigen, 
die lange drin sind, einen Puffer gibt bis hin zu 80, 87 Pro-
zent.

Meine Damen und Herren, richtig ist auch, dass wir 
uns eine Verordnungsermächtigung gewünscht haben. 
Ich bin dem Parlament sehr dankbar, dass Sie das unter-
stützen. Im Fall der Fälle, dass es im Sommer nicht gut 
läuft – aus welchen Gründen auch immer; wir haben ja 
eine Pandemie; die ist unkalkulierbar –, können wir auch 
kurzfristig noch reagieren. Ich hoffe allerdings, dass wir 
davon nicht Gebrauch machen müssen.

Wir haben einen Schritt gemacht, der in einigen Be-
reichen kritisiert wurde: Wir haben die Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge schon zum 1. Januar 2022 
von 100 auf 50 Prozent herabgesetzt. Wir gehen jetzt 
von 50 auf 0 Prozent. Ich halte das für vertretbar, zumal 
wir Wirtschaftshilfen haben, auch aus dem Bereich des 
Kollegen Habeck. Außerdem kann man als Unternehmen 
50 Prozent erhalten, wenn man Kurzarbeit mit Qualifi-
zierung und Weiterbildung verknüpft.

Ich will auch sagen: Wir müssen auch ein bisschen auf 
die Kassenlage gucken; denn die Bundesagentur für Ar-
beit muss Rücklagen aufbauen für spätere Krisensituatio-
nen und die großen Aufgaben der Transformation in Be-
zug auf die Qualifizierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie diesen Weg heute 
gehen, auch mit den Fristverkürzungen. Sie helfen damit 
vielen Beschäftigten in Deutschland, Sie helfen Unter-
nehmen.

Bei allem, was nicht läuft: Wir können in Deutschland 
vielleicht auch mal stolz auf die Dinge sein, die funk-
tionieren. Die Kurzarbeit hat funktioniert. Das ist nicht 
allein das Verdienst der Bundesregierung, meines Minis-
teriums oder dieses Parlaments, sondern es ist vor allen 
Dingen das Verdienst der fleißigen Kolleginnen und Kol-
legen der Bundesagentur für Arbeit, die die Regelungen 
die ganze Zeit über vorbildlich umgesetzt haben. Deshalb 
gilt mein Gruß den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Jobcentern –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Minister.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

– und bei der Bundesagentur für Arbeit, die Deutsch-
land wirklich durch diese Krise geholfen haben.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Stephan Stracke hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Grüß Gott, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Auch in der gegenwärtigen Lage 
der Pandemie ist der vereinfachte Zugang zu Kurzar- 
beit über den 31. März hinaus notwendig und auch 
ohne Zweifel richtig. Der Bitte um Fristverkürzung, 
Herr Minister, sind wir natürlich gerne nachgekommen. 
Wir als Oppositionsfraktion unterstützen immer dort, wo 
es notwendig ist. Aber – erlauben Sie mir die Bemer-
kung – die mangelnde Umsicht und Vorausschau hat 
mich ein bisschen erstaunt; denn es war doch allseits 
bekannt, dass die gegenwärtigen Regelungen in diesem 
Bereich zum 31. März auslaufen.

Entscheidend ist das, was Sie vorlegen. Und das, was 
Sie vorlegen, ist nicht ausreichend, um Beschäftigung zu 
sichern und damit auch die Unternehmen in den kurz-
arbeitenden Branchen mit ihren Fachkräften halten zu 
können. Ich fordere Sie auf: Bessern Sie nach! Verlän-
gern Sie für drei Monate die bisherigen Regelungen für 
den hälftigen Ersatz der Sozialversicherungsbeiträge, und 
beziehen Sie auch die Zeitarbeit in die Regelungen zum 
Kurzarbeitergeld mit ein!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Dauer der Pandemie und die damit verbundenen 

Einschränkungen haben viele Branchen finanziell belas-
tet; der Minister hat es erwähnt. Besonders der Hotel- und 
Gaststättenbereich, der Einzelhandel, die Veranstaltungs-
wirtschaft, insbesondere der Messebau, sind betroffen. 
Auch das verarbeitende Gewerbe hat zum Teil Probleme, 
was Lieferengpässe angeht. In diesen Branchen und Be-
trieben sind die Rücklagen und die Liquidität vielfach 
aufgebraucht. Das stellen Sie ja selber fest, beispiels-
weise in Ihrer Begründung hinsichtlich der Eilbedürftig-
keit. Ich darf zitieren: Es gibt eine größere Zahl von 
Betrieben, die seit Beginn der Pandemie im März 2020 
Kurzarbeitergeld beziehen und bei denen die maximale 
Bezugsdauer Ende Februar 2022 ausläuft. Aufgrund der 
Dauer der Pandemie ist davon auszugehen, dass diese 
Betriebe über keine ausreichenden Liquiditätsreserven 
mehr verfügen. Die Betriebe sind also auf eine nahtlose 
Bewilligung von Kurzarbeitergeld angewiesen. – Das be-
deutet natürlich auch die weitere Erstattung der Sozial-
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versicherungsbeiträge in Höhe von 50 Prozent. Wenn 
keine ausreichende Liquidität vorhanden ist, dann ist 
das der notwendige weitere Schritt. Sie springen zu 
kurz und gefährden auf den letzten Metern der hoffentlich 
endenden Pandemie ohne Not Arbeitsplätze. Das ist aus 
unserer Sicht der falsche Weg, den Sie an dieser Stelle 
beschreiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Sachverständigenanhörung hat in diesem Bereich ein 
ganz klares und eindeutiges Ergebnis gezeigt: Wirtschaft 
und Gewerkschaften sehen es unisono als notwendig an, 
dass die Beiträge weiterhin erstattet werden. Folgen Sie 
dem Rat der Sachverständigen, und tun Sie das Richtige!

Auch der Hinweis auf die Qualifizierung, den der Mi-
nister gegeben hat, ist natürlich richtig. Qualifizierung ist 
überall gut; aber auch Qualifizierung kostet Geld. Wenn 
man Sie in Ihrer Argumentation, was die Liquidität an-
geht, ernst nimmt, dann stellt man fest, dass das nicht 
funktioniert. Es ist auch kein Instrumentarium, das in 
der Praxis angenommen wird. Auch darauf haben die 
Sachverständigen einstimmig hingewiesen. Also: Das In-
strument der Qualifizierung ist kein praxistaugliches Mit-
tel zur Beschäftigungssicherung in der gegenwärtigen 
Lage. Deswegen ist auch der Hinweis auf diesen Bereich 
zu kurz gesprungen.

Was die Aussicht auf Öffnungsschritte angeht, sei an 
dieser Stelle nur erwähnt: Auch das wird natürlich Ver-
besserungen bringen; aber bis diese in den betroffenen 
Betrieben ankommen – denken Sie beispielsweise an 
den Messebau –, dauert es wirklich ziemlich lange. Vor 
allem ist auch nicht nachvollziehbar, warum Sie den Zeit-
arbeitskräften nicht den Zugang zur Kurzarbeit gewäh-
ren. Beschäftigte in der Zeitarbeit sind keine Beschäftig-
ten zweiter Klasse.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Jessica Tatti [DIE LINKE])

Auch sie haben es verdient, mit anderen gleichbehandelt 
zu werden. Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat dies 
auch klar und deutlich zum Ausdruck gebracht.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Das sollte gerade für Sie von der SPD Umsetzungs-

auftrag sein.
Tun Sie das Richtige, und verändern Sie den Entwurf 

für das, was nottut, nämlich die hälftige Einbeziehung der 
Sozialversicherungsbeiträge und natürlich die Einbezie-
hung der Zeitarbeit.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Schimke wird gleich sauer, weil ich von ihrer 

Redezeit sonst etwas abziehen muss. – Gerade noch ge-
schafft.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zu ihrer ersten Rede hat jetzt die Kollegin Tina 

Winklmann für Bündnis 90/Die Grünen das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Tina Winklmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir folgen dem Rat der Sachverstän-
digen, und deswegen verlängern wir. Es ist Freitag, und 
deshalb passt es hervorragend, dass wir heute über dieses 
Thema sprechen. Wir wissen doch alle, was es heißt, dass 
Freitag ist: Es ist Wochenende. Wissen Sie noch? Wir 
sind nach einer Arbeitswoche auf Veranstaltungen, in 
die Kneipe, in die Klubs gegangen oder haben einen 
Kurztrip übers Wochenende gemacht. Wir konnten ab-
schalten, Energie tanken und freuten uns die ganze Wo-
che auf ein Konzert, ein Theaterstück, auf Kultur, auf 
Veranstaltungen, auf einen Schafkopferer, auf Gastlich-
keit.

Für viele ging die Arbeit dann erst richtig los. Jetzt sind 
wir beim Thema Gastgewerbe. Gerade am Gastgewerbe 
und an der Veranstaltungsbranche hängen viele wichtige 
Jobs. Die retten wir mit der Kurzarbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Kultur will ihren Hunger nach Wirkung stillen, und 
wir hungern nach Kultur. Hier braucht es Arbeitsplatz-
sicherung.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Redezeit 
reicht nicht aus, um auf alle Bereiche explizit einzugehen, 
die unsere Hilfe brauchen und durch die Verlängerung 
des Kurzarbeitergeldes auch von uns bekommen. Einen 
wichtigen Bereich will und muss ich aber nennen: Es ist 
die Pflege. Denn mit der Verlängerung wird sicher-
gestellt, dass die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
weiter bestehen bleibt. Ein wichtiger Pfeiler unseres Mit-
einanders ist diese Vereinbarkeit. Daher wird die Bundes-
regierung die Regelungen im Pflegezeitgesetz und im 
Familienpflegezeitgesetz über den 31. März hinaus ver-
längern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, ich weiß selber, was es 
heißt, als Schichtarbeiterin in Kurzarbeit zu sein. 2008 
habe ich selber Kurzarbeitergeld bezogen. Und ja, ich 
und meine damaligen Kolleginnen und Kollegen waren 
froh, diese großartige Sicherung zu haben.

Herr Minister Heil hat es eben angesprochen: „Kinder-
garten“, „Rucksack“, „Realpolitik“ sind deutsche Begrif-
fe, die ihren Weg in die englische Sprache gefunden 
haben. Gleiches gilt für das Wort „Kurzarbeit“. Dieses 
Wort fand sich gleich zu Beginn der Pandemie und wäh-
rend der dadurch entstandenen wirtschaftlichen Turbu-
lenzen im angloamerikanischen Raum wieder. Dies zeigt, 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 18. Sitzung. Berlin, Freitag, den 18. Februar 2022                                                                                                                                                                                                  1297 

Stephan Stracke 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 


